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AUS DEM STADTRAT

In der Woche vom 6. Februar bis 10. Februar 2023 tagen folgen-
de Ausschüsse, Beiräte und Bezirksvertretungen

Dienstag, 7. Februar 2023
17.00 Uhr 	 Bezirksvertretung Süd, Fabrik Heeder, 
				    Virchowstraße 130, 
				    Einwohnerfragestunde gegen 18.00 Uhr

Mittwoch, 8. Februar 2023
17.00 Uhr		 Bezirksvertretung Fischeln, Maria-Sibylla-Merian-
				    Gymnasium, Johannes-Blum-Straße 101, 
				    Einwohnerfragestunde gegen 18.00 Uhr

Donnerstag, 9. Februar 2023
17.00 Uhr		 Naturschutzbeirat, Visaal Event Location, 
				    Obergath 154

		
BEKANNTMACHUNGEN

BEKANNTMACHUNGEN
JAHRESABSCHLUSS 2021 DES
KOMMUNALBETRIEB KREFELD, ANSTALT 
DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr des Kommunalbe-
triebs Krefeld, AöR ist gemäß § 114a GO NRW und den ergänzen-
den Vorschriften der Kommunalunternehmensverordnung (KUV 
NRW) laut den §§ 22 und 27 wie folgt bekannt zu machen:

Der Verwaltungsrat des Kommunalbetriebs Krefeld hat am 14. 
Dezember 2022 den Jahresabschluss und den Lagebericht für 
das Geschäftsjahr 2021 festgestellt und wie folgt beschlossen:

1.	 Der Bericht über die Pflichtprüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
PKF Fasselt Partnerschaft mbB vom 23.11.2022 wird zur 
Kenntnis genommen.

2.	 Für das Wirtschaftsjahr 2021 werden folgende Beschlüsse 
gefasst:

a)	 Der Jahresabschluss wird mit einer Bilanzsumme in Hö-
he von 449.666.051,78 Euro und einem Jahresüberschuss 
in Höhe von 10.789.679,85 Euro nebst Lagebericht festge-
stellt.

b)	 Der Jahresüberschuss 2021 in Höhe von 10.789.697,85 
Euro soll auf neue Rechnung vorgetragen werden.

c)	 Dem Vorstand wird für das Wirtschaftsjahr 2021 Entlas-
tung erteilt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen bis zur Feststellung 
des Jahresabschlusses 2021 in den Geschäftsräumen des Kom-
munalbetriebs Krefeld, Ostwall 175, 47798 Krefeld zur Einsicht 
aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PKF Fasselt 
Schlage mbB hat am 23.11.2022 den Bestätigungsvermerk er-
teilt, in dem das Ergebnis der Prüfung wie folgt ausgewiesen ist:

„An den Kommunalbetrieb Krefeld, Anstalt des öffentlichen 
Rechts

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Kommunalbetriebs Krefeld, 
Anstalt des öffentlichen Rechts, - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 
2021 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bi-
lanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hin-
aus haben wir den Lagebericht des Kommunalbetriebs Krefeld, 
Anstalt des öffentlichen Rechts, für das Wirtschaftsjahr vom 1. 
Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. Nach unserer 
Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nisse

	» entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesent-
lichen Belangen den Vorschriften der Kommunalunterneh-
mensverordnung NRW i. V. m. den einschlägigen Vorschrif-
ten der Gemeindeordnung NRW und den deutschen, für 
große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage des Kommunalbetriebs Krefeld, Anstalt des 
öffentlichen Rechts, zum 31. Dezember 2021 sowie seiner 
Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2021 bis 
zum 31. Dezember 2021 und

	» vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage des Kommunalbetriebs Krefeld, 
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Anstalt des öffentlichen Rechts. In allen wesentlichen Be-
langen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, entspricht den Vorschriften der Kommunal-
unternehmensverordnung NRW i. V. m. den einschlägigen 
Vorschriften der Gemeindeordnung NRW und den deut-
schen, für große Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prü-
fung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 27 Kom-
munalunternehmensverordnung NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsät-
zen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ un-
seres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir 
sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-
bericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwaltungs-
rats für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der Kommu-
nalunternehmensverordnung NRW i. V. m. den einschlägigen 
Vorschriften der Gemeindeordnung NRW und den deutschen, 
für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und da-
für, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage des Unternehmens vermittelt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kont-
rollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Unterneh-
mens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-
sammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bi-

lanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gege-
benheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Unternehmens vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den Vorschriften der Kommunalunternehmensverord-
nung NRW i. V. m. den einschlägigen Vorschriften der Gemein-
deordnung NRW und den deutschen, für große Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vor-
kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Über-
einstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der Kom-
munalunternehmensverordnung NRW i. V. m. den einschlägigen 
Vorschriften der Gemeindeordnung NRW und den deutschen, 
für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu kön-
nen.

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Anstalt zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlan-
gen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - 
beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Unternehmens vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vor-
schriften der Kommunalunternehmensverordnung NRW i. V. m. 
den einschlägigen Vorschriften der Gemeindeordnung NRW und 
den deutschen, für große Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie ei-
nen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und § 27 Kommunalunternehmensverordnung NRW unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als we-
sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
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	» identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher 

- beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher Darstel-
lungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen 
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollstän-
digkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können.

	» gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 
den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, 
die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, je-
doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme des Unternehmens abzugeben.

	» beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-
genden Angaben.

	» ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit 
des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Unter-
nehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachwei-
se. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können je-
doch dazu führen, dass das Unternehmen seine Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

	» beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den 
Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Unternehmens vermittelt.

	» beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah-
resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

	» führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im 
Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-

fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertre-
tern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorien-
tierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. 
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen un-
ter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der 
Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir wäh-
rend unserer Prüfung feststellen.“

Krefeld, den 26.01.2023
– Der Vorstand –
Kommunalbetrieb Krefeld, AöR
Helmut Döpcke
Andreas Horster 

WIDMUNG DER 
STRASSE MONTESSORIDYK
Im Stadtbezirk Krefeld soll die Straße Montessoridyk in der 
Gemarkung Krefeld, Flur 14, Flurstück 1274 nach dem Straßen- 
und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1995 
(GV. NRW. 1995, S.1028) in der derzeit gültigen Fassung, für den 
öffentlichen Verkehr gewidmet werden.

Die Einstufung erfolgt nach § 3 Abs. 4 Nr. 2 StrWG NRW als ver-
kehrsberuhigter Bereich.

Gemäß § 6 Abs. 1 StrWG NRW wird die Widmung hiermit öffent-
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lich bekanntgemacht. Die Bekanntgabe der Widmung gilt einen 
Tag nach Veröffentlichung im Krefelder Amtsblatt als erfolgt.

Eine Karte mit der Darstellung des neu gewidmeten Straßenab-
schnittes kann beim Fachbereich Vermessung, Kataster und Lie-
genschaften der Stadt Krefeld, Friedrichstraße 25, Zimmer 205 
während der Dienststunden

montags bis freitags vormittags	  von 08.30 bis 12.30 Uhr
montags bis mittwochs nachmittags	 von 14.00 bis 16.00 Uhr
donnerstags nachmittags	 von 14.00 bis 17.30 Uhr

eingesehen werden. 

Um eine vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 
Tel.: 02151/86-3846 oder 02151/86-3801; Mail: fb62@krefeld.de

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Basti-
onstraße 39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen 
sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf ei-
nem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Abs. 4 VwGO ein-
gereicht werden. Die technischen Rahmenbedingungen für die 
Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht 
bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechts-
verkehrs und über das besondere elektronische Behördenpost-
fach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 
24.11.2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 

Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechts-
anwalt, eine Behörde oder eine juristische Person des öffent-
lichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öf-
fentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, 
muss sie nach § 55 d) Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument 
übermittelt werden. Dies gilt nach § 55 d) Satz 2 VwGO auch 
für andere nach der VwGO vertretungsberechtigte Personen, 
denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55 a) Abs. 4 Satz 1 
Nummer 2 VwGO zur Verfügung steht. Ist eine Übermittlung aus 
technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt die 
Übermittlung nach allgemeinen Vorschriften zulässig. Die vor-
übergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder 
unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist 
ein elektronisches Dokument nachzureichen.

Krefeld, den 13.01.2023
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Marcus Beyer
Beigeordneter

WIDMUNG DER 
STRASSE ROGGEKAMP

Im Stadtbezirk Oppum soll die Straße Roggekamp zwischen 
Neue Flur und Korekamp in der Gemarkung Oppum, Flur 5, 
Flurstück 968 nach dem Straßen- und Wegegesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 1995 (GV. NRW. 1995, S.1028) in 
der derzeit gültigen Fassung, für den öffentlichen Verkehr ge-
widmet werden.

Die Einstufung erfolgt nach § 3 Abs. 4 Nr. 2 StrWG NRW als ver-
kehrsberuhigter Bereich.

Gemäß § 6 Abs. 1 StrWG NRW wird die Widmung hiermit öffent-
lich bekanntgemacht. Die Bekanntgabe der Widmung gilt einen 
Tag nach Veröffentlichung im Krefelder Amtsblatt als erfolgt.

Eine Karte mit der Darstellung des neu gewidmeten Straßenab-
schnittes kann beim Fachbereich Vermessung, Kataster und Lie-
genschaften der Stadt Krefeld, Friedrichstraße 25, Zimmer 205 
während der Dienststunden

montags bis freitags vormittags	 von 08.30 bis 12.30 Uhr
montags bis mittwochs nachmittags      von 14.00 bis 16.00 Uhr
donnerstags nachmittags	           von 14.00 bis 17.30 Uhr

eingesehen werden. 

Um eine vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 
Tel.: 02151/86-3846 oder 02151/86-3801; Mail: fb62@krefeld.de

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Basti-
onstraße 39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.
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Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokumentes an die elektronische Poststelle des Gerichts erho-
ben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbei-
tung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qua-
lifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person 
versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert 
und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Abs. 4 
VwGO eingereicht werden. Die technischen Rahmenbedingun-
gen für die Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch 
das Gericht bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verord-
nung über die technischen Rahmenbedingungen des elektroni-
schen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung 
- ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils gelten-
den Fassung. 

Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechts-
anwalt, eine Behörde oder eine juristische Person des öffent-
lichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öf-
fentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, 
muss sie nach § 55 d) Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument 
übermittelt werden. Dies gilt nach § 55 d) Satz 2 VwGO auch 
für andere nach der VwGO vertretungsberechtigte Personen, 
denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55 a) Abs. 4 Satz 1 
Nummer 2 VwGO zur Verfügung steht. Ist eine Übermittlung aus 
technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt die 
Übermittlung nach allgemeinen Vorschriften zulässig. Die vor-
übergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder 
unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist 
ein elektronisches Dokument nachzureichen.

Krefeld, den 13.01.2023
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Marcus Beyer
Beigeordneter

WIDMUNG DER 
STRASSE PROMENADENWEG
Im Stadtbezirk Oppum soll der Promenadenweg inklusive der zwei 
daran anschließenden Verbindungswege zur Krefelder Fahrradpro-
menade in der Gemarkung Oppum, Flur 7, Flurstücke 701, 702 und 
705 nach dem Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 1995 (GV. NRW. 1995, S.1028) in der derzeit gültigen 
Fassung, für den öffentlichen Verkehr gewidmet werden.

Die Einstufung des Promenadenwegs (Flurstück 702) erfolgt 
nach § 3 Abs. 4 Nr. 2 StrWG NRW als Anliegerstraße und für die 
Verbindungswege (Flurstücke 701 und 705) nach § 3 Abs. 4 Nr. 3 
StrWG NRW als selbstständige Geh- und Radwege.

Gemäß § 6 Abs. 1 StrWG NRW wird die Widmung hiermit öffent-
lich bekanntgemacht. Die Bekanntgabe der Widmung gilt einen 
Tag nach Veröffentlichung im Krefelder Amtsblatt als erfolgt.

Eine Karte mit der Darstellung des neu gewidmeten Straßenab-
schnittes kann beim Fachbereich Vermessung, Kataster und Lie-
genschaften der Stadt Krefeld, Friedrichstraße 25, Zimmer 205 
während der Dienststunden

montags bis freitags vormittags	 von 08.30 bis 12.30 Uhr
montags bis mittwochs nachmittags      von 14.00 bis 16.00 Uhr
donnerstags nachmittags	           von 14.00 bis 17.30 Uhr

eingesehen werden. 

Um eine vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 
Tel.: 02151/86-3846 oder 02151/86-3801; Mail: fb62@krefeld.de

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Basti-
onstraße 39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokumentes an die elektronische Poststelle des Gerichts erho-
ben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbei-
tung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qua-
lifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person 
versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert 
und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Abs. 4 
VwGO eingereicht werden. Die technischen Rahmenbedingun-
gen für die Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch 
das Gericht bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verord-
nung über die technischen Rahmenbedingungen des elektroni-
schen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung 
- ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils gelten-
den Fassung. 
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Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechts-
anwalt, eine Behörde oder eine juristische Person des öffent-
lichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öf-
fentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, 
muss sie nach § 55 d) Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument 
übermittelt werden. Dies gilt nach § 55 d) Satz 2 VwGO auch 
für andere nach der VwGO vertretungsberechtigte Personen, 
denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55 a) Abs. 4 Satz 1 
Nummer 2 VwGO zur Verfügung steht. Ist eine Übermittlung aus 
technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt die 
Übermittlung nach allgemeinen Vorschriften zulässig. Die vor-
übergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder 
unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist 
ein elektronisches Dokument nachzureichen.

Krefeld, den 13.01.2023
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Marcus Beyer
Beigeordneter

DIE STADT KREFELD SUCHT BEWERBER 
UND BEWERBERINNEN (M/W/D) FÜR 
DAS SCHÖFFENAMT
Im ersten Halbjahr 2023 werden bundesweit Schöffen und 
Schöffinnen für das Amts- und Landgericht als auch für das 
Jugendschöffengericht und die Jugendstrafkammer für die 
Amtszeit von 2024 bis 2028 gesucht. Bewerben können sich 
Personen, die nach erfolgter Wahl am Amtsgericht und Landge-
richt Krefeld als Vertreter des Volkes an der Rechtsprechung in 
Strafsachen teilnehmen. Eine Vorschlagsliste für die Neuwahl 
der Schöffinnen und Schöffen wird von der Stadt Krefeld erstellt 
und vom Rat bzw. Jugendhilfeausschuss der Stadt Krefeld be-
schlossen. Aus diesen Vorschlägen wählt der Schöffenwahlaus-
schuss beim Amtsgericht Krefeld in der zweiten Jahreshälfte 
2023 die erforderliche Anzahl an Haupt- und Ersatzschöffinnen 
und -schöffen am Amts- und Landgericht sowie für das Jugend-
schöffengericht und die Jugendstrafkammer.
 
Gesucht werden Personen, die in Krefeld wohnen und am 
1.1.2024 mindestens 25 und höchstens 69 Jahre alt sein wer-
den. Wählbar sind nur deutsche Staatsangehörige, die die deut-
sche Sprache ausreichend beherrschen. Wer zu einer Freiheits-
strafe von mehr als sechs Monaten verurteilt wurde oder gegen 
wen ein Ermittlungsverfahren wegen einer schweren Straftat 
schwebt, die zum Verlust der Übernahme von Ehrenämtern füh-
ren kann, ist von der Wahl ausgeschlossen. Auch hauptamtlich 
für die Justiz Tätige (Richter und Richterinnen, Rechtsanwälte 
und Rechtsanwältinnen, Polizeivollzugsbeamte und Polizeivoll-
zugsbeamtinnen, Bewährungshelfende, Strafvollzugsbediens-
tete usw.) und Religionsdienende sollen nicht zu Schöffen und 
Schöffinnen gewählt werden.

Schöffen und Schöffinnen sollten über soziale Kompetenz ver-
fügen, d. h. das Handeln eines Menschen in seinem sozialen 
Umfeld beurteilen können. Von ihnen werden Lebenserfahrung 
und Menschenkenntnis erwartet. Die ehrenamtlichen Richter 
und Richterinnen müssen Beweise würdigen, d. h. die Wahr-

scheinlichkeit, dass sich ein bestimmtes Geschehen wie in der 
Anklage behauptet ereignet hat oder nicht, aus den vorgeleg-
ten Zeugenaussagen, Gutachten oder Urkunden ableiten kön-
nen. Die Lebenserfahrung, die ein Schöffe oder eine Schöffin 
mitbringen muss, kann aus beruflicher Erfahrung und/oder ge-
sellschaftlichem Engagement resultieren. Dabei steht nicht der 
berufliche Erfolg im Mittelpunkt, sondern die Erfahrung, die im 
Umgang mit Menschen erworben wurde. Schöffen und Schöffin-
nen in Jugendstrafsachen sollen in der Jugenderziehung über 
besondere Erfahrung verfügen. 

Das verantwortungsvolle Amt eines Schöffen und einer Schöffin 
verlangt in hohem Maße Unparteilichkeit, Selbstständigkeit und 
Reife des Urteils, aber auch geistige Beweglichkeit und – wegen 
des anstrengenden Sitzungsdienstes – gesundheitliche Eig-
nung. Juristische Kenntnisse sind für das Amt nicht erforderlich.

Schöffen und Schöffinnen sind mit den Berufsrichtern gleich-
berechtigt. Für jede Verurteilung und jedes Strafmaß ist eine 
Zwei-Drittel-Mehrheit in dem Gericht erforderlich. Gegen beide 
Schöffen und Schöffinnen kann niemand verurteilt werden. 

In der Beratung mit den Berufsrichtern müssen Schöffen und 
Schöffinnen ihren Urteilsvorschlag standhaft vertreten kön-
nen, ohne besserwisserisch zu sein, und sich von besseren 
Argumenten überzeugen lassen, ohne opportunistisch zu sein. 
Ihnen steht in der Hauptverhandlung das Fragerecht zu. Sie 
müssen sich verständlich ausdrücken, auf den Angeklagten wie 
andere Prozessbeteiligte eingehen können und an der Beratung 
argumentativ teilnehmen. Ihnen wird daher Kommunikations- 
und Dialogfähigkeit abverlangt.

Nähere Informationen unter:	
E-Mail: schoeffen@krefeld.de
Telefon: 02151 / 86 0 
(Hotline für Erwachsenen- und 
Jugendschöffenbewerberin und -bewerber)
oder im Internet unter: www.krefeld.de

Bewerbungen für Erwachsenenschöffen 
und Erwachsenenschöffinnen an:
Stadt Krefeld
Fachbereich Recht
47798 Krefeld
per Email: schoeffen@krefeld.de

Bewerbungen für Jugendschöffen und 
Jugendschöffinnen an: 
Stadt Krefeld
Fachbereich Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung
47792 Krefeld
per Email: jugendschoeffen@krefeld.de



78. Jahrgang Nummer 5 | Donnerstag, 2. Februar 2023  Seite 35

STADT KREFELD | PRESSE UND KOMMUNIKATION | TELEFON 0 21 51 86 14 02 | FAX 86 14 10 | MAIL: NACHRICHTEN@KREFELD.DE

K R E F E L D E R  A M T S B L A T T

„Krefelder Amtsblatt“ 
Für den Inhalt verantwortlich: Der Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Presse und Kommunikation, Rathaus, Tel. 86 14 02. Das Amtsblatt wird kostenlos 
abgegeben und ist in den Rathäusern Krefeld, Fischeln, Hüls und Uerdingen einzusehen. Das Krefelder Amtsblatt stellen wir allen Interessierten jeweils am 
Erscheinungstag (in der Regel wöchentlich donnerstags) im Internet auch kostenlos als PDF-Datei zur Verfügung. Es ist unter www.krefeld.de/amtsblatt 
zu finden. Dort kann man auch einen E-Mail Newsletter abonnieren, der über das Erscheinen eines neuen Amtsblattes informiert. Bei Postbezug beträgt 
das Bezugsgeld (einschl. Porto) jährlich 87,20 Euro. Bestellung an: Stadt Krefeld, 13 - Presse und Kommunikation, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.

KOMMUNALER ORDNUNGSDIENST

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST 
116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter Telefon 
0 18 05 - 04 41 00 montags, dienstags und don-
nerstags von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs 
von 14.00 Uhr bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 
Uhr bis Montagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter Telefon  
0 18 05 - 98 67 00 zu erreichen. Sprechzeiten: 
samstags, sonntags und feiertags von 10.00 
bis 12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, 
mittwochs- und freitagsnachmittag von 
17.00 bis 19.00 Uhr, montags, dienstags und 
donnerstags von 21.00 bis 22.00 Uhr.

TIERÄRZTLICHER DIENST
Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an Feiertagen 
unter Telefon 07 00- 84 37 46  66 zu erreichen.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0 18 05- 66 05 55

Feuer� 112
Rettungsdienst/Notarzt� 112
Krankentransport � 1 92 22
Branddirektion	�  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation	 
bei Unglücks- und Notfällen� 1 97 00

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

APOTHEKENDIENST
Die Notdienste der Apotheken in 
Nordrhein-Westfalen können im Internet 
abgerufen werden unter: 
www.aknr.de
oder telefonisch unter der vom Festnetz 
kostenlosen Rufnummer 08 00-0 02 28 33

08 00- 1 11 01 11 und 08 00- 1 11 02 22

TELEFONSEELSORGE

NOTDIENSTE
Innung für Sanitär-Heizung-
Klima-Apparatebau Krefeld

03.02. – 05.02.2023	
Walter Goertz GmbH & Co. KG
Hülser Straße 19
47798 Krefeld	
2 31 13

10.02. – 12.02.2023	
Hackbart Sanitär u. Heizungsbau
Inh. Josef Krouß e. K.
Hülser Straße 38-40 | 47798 Krefeld
22 8 85

Der Kommunale Ordnungsdienst ist Ansprechpart-
ner in Sachen Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit 
auf Krefelder Straßen, Wegen und Plätzen. 

Er ist aktuell erreichbar 
montags bis freitags von 8 bis 19 Uhr 
sowie samstags von 10 bis 19 Uhr
unter der Rufnummer 0 21 51 / 86 22 25.
Außerhalb dieser Zeiten kann der KOD 
über die Leitstelle der Polizei unter der 
Rufnummer 0 21 51 / 63 40 oder per E Mail 
an KOD@Krefeld.de informiert werden.


